Blitzer-Fakten

Es geht um die Verkehrsüberwachung durch Blitzen in Bayern. Was sind die rechtlichen Voraussetzungen für Blitzaktionen innerhalb von Städten und welchen Handlungsstand haben aktuell! die Kommunen? Was gilt für den Einsatz von kommunalen Zweckverbänden für diese Verkehrskontrollen?
Die folgenden Antworten sind noch nicht zusammengeführt
Antwort Copilot:
Kurzfazit: Innerorts dürfen bayerische Kommunen Geschwindigkeitskontrollen („Blitzaktionen“) selbst durchführen, wenn sie die Vorgaben der VÜ‑Richtlinie, der Zuständigkeitsverordnung (§ 88 ZustV) und die technischen sowie organisatorischen Anforderungen erfüllen. Sie müssen Messstellen im Benehmen mit der Polizei festlegen, nur zugelassene und geeichte Geräte einsetzen und dürfen Private nur unter ständiger kommunaler Aufsicht einbinden. Kommunale Zweckverbände sind ausdrücklich zulässig. 
🟦 Rechtliche Voraussetzungen für Blitzaktionen innerhalb von Städten
1. Zuständigkeit der Gemeinden
· Gemeinden in Bayern dürfen bestimmte Verkehrsordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG verfolgen und ahnden, darunter Geschwindigkeitsverstöße. 
· Die Befugnis ergibt sich aus § 88 Zuständigkeitsverordnung (ZustV). 
2. VÜ‑Richtlinie (Bayern) – zentrale Vorgaben
Die „Richtlinie für die polizeiliche Verkehrsüberwachung“ (VÜR) und ihre kommunalen Ergänzungen regeln die Details: 
· Messungen grundsätzlich innerhalb geschlossener Ortschaften 
Kommunale Geschwindigkeitsüberwachung soll primär innerorts stattfinden. 
· Außerorts nur in Ausnahmefällen 
Nur bei Unfallbrennpunkten oder Unfallgefahrenpunkten und nur nach Vereinbarung mit der Polizei. 
· Messstellen im Benehmen mit der Polizei Gemeinden müssen die Kontrollstellen gemeinsam mit der Polizei abstimmen, um Doppelüberwachung zu vermeiden. 
· Geräte müssen zugelassen und geeicht sein.
 Nur von der PTB zugelassene und geeichte Messgeräte dürfen eingesetzt werden. 
· Private Dienstleister nur unter kommunaler Aufsicht 
Private dürfen Geräte stellen, warten oder sogar bedienen – aber nur unter ständiger Aufsicht eines fachkundigen kommunalen Bediensteten, der die Messung verantwortet. 
· Datenschutz beachten 
Personenbezogene Daten dürfen nur im Rahmen der VÜR verarbeitet werden. 
🟦 Aktueller Handlungsstand der Kommunen (Stand 2025/2026)
Die Quellen zeigen klar:
· Kommunen nutzen die Befugnis aktiv, insbesondere zur Überwachung von Tempo‑30‑Zonen, Schulwegen und verkehrsberuhigten Bereichen.
· Viele Gemeinden arbeiten mit Zweckverbänden oder privaten Dienstleistern zusammen, um Personal und Technik effizient zu organisieren.
· Die kommunale Verkehrsüberwachung ist ein regulärer Bestandteil der örtlichen Verkehrssicherheitsarbeit. 
🟦 Einsatz kommunaler Zweckverbände
Die VÜR enthält einen eigenen Abschnitt „Gemeinden und Zweckverbände“. 
Was ist erlaubt?
· Gemeinden dürfen Verkehrsüberwachung gemeinsam betreiben, z. B. durch kommunale Zweckverbände. 
· Zweckverbände können:
· Messgeräte beschaffen
· Personal bereitstellen
· Auswertung und Bußgeldbearbeitung zentral übernehmen
· Die rechtlichen Anforderungen (Eichung, Aufsicht, Benehmen mit der Polizei) gelten identisch wie bei Einzelkommunen.
Warum Zweckverbände?
· Kostenersparnis durch gemeinsame Technik
· Professionalisierung der Messungen
· Einheitliche Standards in ganzen Landkreisen
· Entlastung kleiner Gemeinden, die keine eigene Verkehrsüberwachung aufbauen können
🟦 Zusammenfassung der Rechtslage
	Bereich
	Rechtslage
	Quelle

	Zuständigkeit
	Gemeinden dürfen innerorts Geschwindigkeitsverstöße überwachen
	

	Messorte
	Innerorts regulär; außerorts nur bei Unfallbrennpunkten + Vereinbarung mit Polizei
	

	Messstellen
	Festlegung im Benehmen mit der Polizei
	

	Geräte
	Nur PTB‑zugelassene und geeichte Messgeräte
	

	Private
	Nur unter ständiger kommunaler Aufsicht
	

	Zweckverbände
	Zulässig; Gemeinden können Verkehrsüberwachung gemeinsam betreiben
	




Kann die Kommune den Ort zu Blitzen "willkürlich" bestimmen oder gibt es hierfür bestimmte Voraussetzungen?
🛑 Darf die Kommune Messstellen frei wählen?
Nein. Die Auswahl von Messstellen ist gebunden an die Vorgaben der bayerischen Richtlinie für die polizeiliche Verkehrsüberwachung (VÜR) und deren kommunale Ergänzungen.
Zentrale Vorgaben (rechtlich verbindlich)
· Messstellen müssen im Benehmen mit der Polizei festgelegt werden. Die Kommune darf also nicht allein entscheiden. 
· Innerorts ja – aber nicht beliebig. Kommunale Überwachung soll innerhalb geschlossener Ortschaften stattfinden, aber nur an Orten mit nachvollziehbarem Sicherheitsinteresse. 
· Außerorts nur in Ausnahmefällen Nur bei Unfallbrennpunkten oder Unfallgefahrenpunkten und nur nach Vereinbarung mit der Polizei. 
🎯 Welche Kriterien müssen erfüllt sein?
Die VÜR nennt eine klare Reihenfolge für die Auswahl von Messstellen: 
1. Unfallbrennpunkte Orte, an denen sich häufig Unfälle ereignen.
2. Unfallgefahrenpunkte Bereiche, an denen aufgrund örtlicher Umstände eine erhöhte Unfallwahrscheinlichkeit besteht.
3. Lärm- oder Abgasbelastung Wenn Geschwindigkeitsüberschreitungen die Belastung der Anwohner erhöhen.
4. Sonstige sensible Bereiche z. B. Schulwege, verkehrsberuhigte Bereiche, Tempo‑30‑Zonen – auch wenn kein Unfallbrennpunkt vorliegt. (Dies ist ausdrücklich erlaubt, wenn es mit der Polizei vereinbart wurde.) 
Wichtig: Die Kommune muss begründbar darlegen können, warum genau dieser Ort überwacht wird. Ein „wir stellen den Blitzer einfach dahin“ ist rechtlich nicht zulässig.


NACHTRAG mit Bausteinen für den Überblick 

Blitzeraktionen führen in vielen Kommunen zu Nettoeinnahmen, aber nicht automatisch: Ob am Ende ein Plus oder ein Minus steht, hängt stark davon ab, ob die Kommune selbst blitzt (und damit die Bußgelder behält) oder nur unterstützt, wie hoch Personal‑, Geräte‑ und Verwaltungskosten sind und wie viele Verstöße tatsächlich geahndet werden.swr+2
Wie die Geldflüsse grundsätzlich funktionieren
· Wer blitzt, darf in vielen Ländern die Verwarngelder/Bußgelder behalten – aber muss dann auch Personal, Geräte, Wartung und Verwaltung bezahlen.swr+2
· In einigen Bundesländern fließen höhere Bußgelder (ab ca. 60 €) an eine zentrale Landesbehörde; die Kommune bekommt dann oft nur eine Pauschale, trägt aber trotzdem lokale Kosten.geblitzt+1
· Die Einnahmen landen meist im allgemeinen Haushalt der Kommune und finanzieren keine spezifische „Verkehrssicherheitsmaßnahme“, sondern das gesamte Leistungsangebot.swr
Typische Ergebnisbilder aus der Praxis
Die Bilanz ist von Stadt zu Stadt sehr unterschiedlich:
· Plus für die Kommune:
· Augsburg: ~1,05 Mio. € Einnahmen vs. ~0,4 Mio. € Ausgaben.sueddeutsche
· Würzburg: ~0,65 Mio. € Einnahmen vs. ~0,36 Mio. € Ausgaben.sueddeutsche
· Zahlreiche Städte in Baden‑Württemberg und Niedersachsen melden steigende Einnahmen durch Blitzmaßnahmen, betonen aber zugleich hohe Gegenkosten.swr+1
· Ausgeglichen oder Minus:
· München: Einnahmen und Kosten Ende September nahezu deckungsgleich (~1,39 Mio. €).sueddeutsche
· Regensburg: ~1,45 Mio. € Einnahmen, aber ~1,60 Mio. € Ausgaben → Defizit.sueddeutsche
· Mannheim: laut Stadtangaben mehr Ausgaben als Einnahmen für Verkehrsüberwachung.swr
· Saarbrücken: deutlicher Rückgang der Blitzer‑Einnahmen 2025 gegenüber 2024.sr
· Extrembeispiele bei gezielten Aktionen:
· Kirchseeon (Bayern): in elf Tagen 100.000 € durch mobile Blitzkontrollen.kommunal
· Hamburg: über 44 Mio. € jährlich aus Verkehrsüberwachung (Spitzenreiter).kommunal
Warum die Bilanz schwankt
Entscheidend sind vor allem:
· Rechtszuständigkeit: Bekommt die Kommune die Bußgelder vollständig oder nur Teilerträge/Pauschalen?geblitzt+1
· Kostenstruktur: Anschaffung (stationäre Blitzer oft 20.000–250.000 €, mobile Systeme teils ~160.000 € inkl. Technik), Personal, Auswertung, Rechtsbehelfe.kommunal+1
· Verhalten der Verkehrsteilnehmer: Weniger Verstöße = weniger Einnahmen, aber möglicherweise mehr Sicherheit.zeit+1
· Bußgeldkatalog: Änderungen (z. B. 2021) können Einnahmen kurzfristig deutlich erhöhen.zeit
Fazit für Ihre Frage
· Kurzfristig führen intensive Blitzeraktionen häufig zu höheren Einnahmen für die reagierende Kommune, wenn sie die Bußgelder selbst vereinnahmt.swr+2
· Langfristig und netto kann die Bilanz aber positiv, neutral oder negativ sein – je nach Kosten‑ und Ertragsstruktur und rechtlicher Aufteilung zwischen Kommune und Land.swr+2
Wenn Sie möchten, kann ich für eine konkrete bayerische Kommune (z. B. im Raum Penzberg) typische Kosten‑ und Einnahmepositionen für mobile/stationäre Blitzmaßnahmen strukturiert auflisten, damit Sie grob abschätzen können, unter welchen Bedingungen sich so etwas für den Haushalt „rechnet“.

Gerne – hier eine praxisnahe Modellberechnung für Penzberg zur kommunalen Verkehrsüberwachung mit Blitzern, basierend auf den vorliegenden lokalen Daten und typischen bayerischen Kostenstrukturen.br+4

1. Ausgangsdaten aus Penzberg (2024)
Aus einem Merkur-Bericht zu Penzberg liegen folgende reale Zahlen für 2024 vor (Januar bis Oktober):
· 131 Tempokontrollen durch den Zweckverband Kommunale Dienste (ZKD).merkur
· 3.368 registrierte Verstöße (ca. 2,78% der vorbeifahrenden Fahrzeuge).merkur
· Einnahmen der Stadt Penzberg (normale Kontrollstellen): knapp 41.000 € in den ersten drei Quartalen.merkur
· Ausgaben der Stadt Penzberg: fast 40.000 €.merkur
· Bei Blitzeranhängern fließen die Bußgelder direkt an den Zweckverband, nicht an die Stadt.merkur
Das bedeutet: In Penzberg war die Bilanz 2024 nahezu ausgeglichen (leicht positiver Überschuss von rund 1.000 €), wobei die Verteilung der Einnahmen zwischen Stadt und Zweckverband eine wichtige Rolle spielt.merkur

2. Modellrechnung: Szenario „mehr Blitzeraktionen“
Ziel: Abschätzen, was passiert, wenn Penzberg die Anzahl der Blitzeraktionen (insbesondere mobile Blitzanhänger oder zusätzliche Kontrolltage) erhöht.
Annahmen für das Modell
Wir definieren ein Szenario mit +20% mehr Kontrollen gegenüber dem Basisjahr 2024 (nur fließender Verkehr, innerorts, typische Schul-/Ortseingangsbereiche wie Sonnenstraße, Troadstadl):merkur
Basis (2024, ca. 10 Monate):
· Kontrollen: 131
· Verstöße: 3.368
· Einnahmen Stadt: 41.000 €
· Ausgaben Stadt: 40.000 €
· Bilanz Stadt: +1.000 €
· Zusätzlich: Einnahmen des Zweckverbands aus Blitzeranhängern (nicht détailliert angegeben, aber signifikanter Anteil).merkur
Szenario (+20% Kontrollen):
· Kontrollen: 131 × 1,20 ≈ 157
· Angenommene Verstöße: 3.368 × 1,20 ≈ 4.042
· Annahme: Durchschnittliches Verwarn-/Bußgeld pro Fall bleibt ähnlich wie 2024.
Aus den Penzberger Zahlen lässt sich ein grober Durchschnittserlös pro Verstoß für die Stadt ableiten:
· 41.000 € Einnahmen / 3.368 Verstöße ≈ 12,18 € pro Verstoß (Stadtanteil).merkur
Hinweis: Das ist niedriger als der katalogmäßige Durchschnitt, weil:
· viele Fälle nur Verwarnungen (unter 60 €) sind,
· ein Teil der Bußgelder an den Zweckverband bzw. das Land geht,
· nicht alle Fälle bis zum Abschluss durchlaufen werden.
Modellrechnung für +20% Kontrollen
Einnahmen (Stadt):
· 4.042 Verstöße × 12,18 € ≈ 49.250 €
Ausgaben (Stadt):
Kosten bestehen im Wesentlichen aus:
· Vergütung des Zweckverbands / Dienstleisters für zusätzliche Kontrollen,
· Verwaltungskosten (Bußgeldstelle, Schriftverkehr, Rechtsbehelfe),
· ggf. Miete/Nutzung von Blitzeranhängern.
In Penzberg lagen 2024 die Ausgaben fast gleich hoch wie die Einnahmen (40.000 € bei 41.000 €).merkur
Wir nehmen an, dass die Kosten annähernd linear mit der Anzahl der Kontrollen/Verstöße steigen (mehr Auswertung, mehr Bescheide):
· 40.000 € × 1,20 ≈ 48.000 €
Ergebnis für die Stadt Penzberg (Szenario +20%):
· Einnahmen: ~49.250 €
· Ausgaben: ~48.000 €
· Bilanz: +1.250 €
Das Modell zeigt: Bei ähnlicher Kosten‑ und Ertragsstruktur wie 2024 führt eine moderate Ausweitung der Blitzeraktionen zu einem leicht höheren Überschuss, aber nicht zu einem großen „Gewinn“.

3. Sensitivitätsbetrachtung: Was ändert die Bilanz stark?
Entscheidend sind vor allem drei Hebel:
a) Anteil der Bußgelder, den die Stadt behält
· In Penzberg fließen die Bußgelder aus Blitzeranhängern direkt an den Zweckverband, nicht an die Stadt.merkur
· Wenn die Stadt mehr eigene Kontrollstellen betreibt (statt Anhänger), steigt ihr Einnahmeanteil, aber auch ihr Kostenanteil.
b) Höhe der durchschnittlichen Bußgelder
Typische Bußgelder für Geschwindigkeitsverstöße innerorts (2026):
· +10–15 km/h: ca. 30 €
· +16–20 km/h: ca. 50–70 €
· +21–25 km/h: ca. 100–180 €
· höhere Verstöße: deutlich mehr, plus ggf. Punkte/Fahrverbot.adac
Wird der Schwerpunkt auf Stellen gelegt, an denen erfahrungsgemäß höhere Überschreitungen vorkommen (z. B. Ortseinfahrten mit 50/30 km/h), steigt der Durchschnittserlös pro Verstoß – und damit der Überschuss bei gleichen Kosten.
c) Kostenstruktur
Aus anderen bayerischen Beispielen ist bekannt:
· Manche Gemeinden machen ein Defizit (z. B. Grasbrunn: ~26.000 € Einnahmen, ~34.000 € Ausgaben).sueddeutsche
· Andere haben deutliche Überschüsse (Augsburg, Würzburg).welt
Treiber der Kosten sind:
· Personal für Durchführung und Auswertung,
· Gebühren für externe Dienstleister (wie ZKD),
· Verwaltungsaufwand (Bescheide, Widerspruchsbearbeitung).
Wenn Penzberg die Kontrollen stark ausweitet, ohne die Verwaltungskapazität anzupassen, können die Stückkosten pro Fall steigen (z. B. durch Überlastung, längere Bearbeitungszeiten, mehr Widerspruchsverfahren).

4. Beispielrechnung für ein „aggressives“ Szenario
Annahme: Penzberg verdoppelt nahezu die Zahl der Kontrollen (von 131 auf ~250 im Vergleichszeitraum), mit ähnlicher Verstößenquote:
· Kontrollen: 250
· Verstöße: 3.368 × (250/131) ≈ 6.430
· Einnahmen (Stadt, bei gleichem Erlös pro Verstoß):
· 6.430 × 12,18 € ≈ 78.300 €
· Ausgaben (Stadt, linear hochskaliert):
· 40.000 € × (250/131) ≈ 76.300 €
· Bilanz: ca. +2.000 €
Auch bei fast doppelter Aktivität bleibt der Nettoeffekt moderat positiv, solange die Struktur ähnlich bleibt wie 2024.

5. Was bedeutet das für Penzberg?
· Blitzeraktionen führen in Penzberg aktuell nicht zu hohen zusätzlichen Einnahmen, sondern allenfalls zu einem geringen Überschuss oder einer ausgeglichenen Bilanz.merkur
· Eine moderate Ausweitung der Kontrollen bringt wahrscheinlich nur leicht mehr Überschuss, aber kein „großes Geld“ für den Haushalt.
· Der eigentliche Nutzen liegt primär in der Verkehrssicherheit (weniger Unfälle, niedrigere Geschwindigkeiten), nicht in der Haushaltskonsolidierung.

